MLP SE
Wiesloch

Wiesloch, im April 2022

Ordentliche Hauptversammlung der
MLP SE

am Donnerstag, den 2. Juni 2022, um 10.00 Uhr (MESZ), abgehalten ohne physische
Prasenz der Aktionare oder ihrer Bevollmachtigten (mit Ausnahme des
Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft) als

virtuelle Hauptversammlung

unter Nutzung des passwortgeschutzten Aktionarsportals unter
http://www.mlp-hauptversammlung.de gemafl dem dafur vorgesehenen Verfahren.



http://www.mlp-hauptversammlung.de/

Erlauterungen zu den Rechten der Aktionare

(Angaben gemaR § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Aktionare
gemaR Art. 56 SE-Verordnung, § 50 Abs. 2 SE-AG, §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127,
131 Abs. 1 AktG, jeweils nach MaRgabe von § 1 Abs. 2 und/oder Abs. 3 COVID-19-
MaBRnahmengesetz)

Die Einberufung der Hauptversammlung enthalt Angaben zu den Rechten der Aktionare
nach Art. 56 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 uber
das Statut der Europaischen Gesellschaft (SE) ("SE-Verordnung®), § 50 Abs. 2 SE-
Ausfuhrungsgesetz ("SE-AG*), §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, § 127 und § 131 Abs. 1
Aktiengesetz ("AktG"), jeweils nach Mallgabe von § 1 Abs. 2 und/oder Abs. 3 des
Gesetzes uber Mallnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und
Wohnungseigentumsrecht zur Bekampfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
(BGBI. 1 2020, 569 ff.) in der Fassung der letzten Anderung durch Artikel 15 des Gesetzes
zur Errichtung eines Sondervermdgens ,Aufbauhilfe 2021“ vom 10. September 2021
(BGBI. | 2021, 4147 ff.) ("COVID-19-MalRnahmengesetz"), die sich gemal} § 121 Abs. 3
Satz 3 Nr. 3 AktG weitgehend auf die Fristen fur die Ausubung dieser Rechte
beschranken. Die nachfolgenden Angaben dienen einer weitergehenden Erlauterung.

1. Tagesordnungserganzungsverlangen gemaR Art. 56 SE-Verordnung, § 50 Abs. 2
SE-AG, § 122 Abs. 2 AktG

Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den
anteiligen Betrag von Euro 500.000,- erreichen (Letzteres entspricht 500.000 Aktien),
konnen gemal Art. 56 SE-Verordnung, § 50 Abs. 2 SE-AG, § 122 Abs. 2 AktG verlangen,
dass Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Das
Verlangen muss schriftlich an den Vorstand gerichtet werden und der Gesellschaft
mindestens 30 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis spatestens zum Ablauf, also 24.00
Uhr (MESZ), des 2. Mai 2022 zugehen. Spater zugehende Erganzungsverlangen werden
nicht berucksichtigt.

Das Erganzungsverlangen kann an folgende Adresse gerichtet werden:

MLP SE
Vorstand
Alte Heerstrale 40
69168 Wiesloch

§ 122 Abs. 1 Satz 3 und 4 AktG, nach denen die Antragsteller nachzuweisen haben, dass
sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der
Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands Uber den Antrag
halten, wobei § 121 Abs. 7 AktG entsprechend anzuwenden ist, finden fur die Aktionare
der Gesellschaft keine entsprechende Anwendung (Art. 56 SE-Verordnung in Verbindung
mit § 50 Abs. 2 SE-AG). Zudem verlangt die Gesellschaft bei Antragen auf Erganzung der
Tagesordnung nicht die Beiflugung einer Begrindung oder einer Beschlussvorlage.

Die fiir Aktiengesellschaften mit Sitz in Deutschland mafgeblichen Vorschriften, insbesondere des Handelsgesetzbuches und des
Aktiengesetzes, finden auf die MLP SE aufgrund der Verweisungsnormen der SE-Verordnung Anwendung, soweit sich aus spezielleren
Vorschriften der SE-Verordnung nichts anderes ergibt.



Bekannt zu machende Erganzungen der Tagesordnung werden — soweit sie nicht bereits
mit der Einberufung bekanntgemacht werden — unverzuglich nach ihrem Eingang bei der
Gesellschaft im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur
Veroffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die
Information in der gesamten Europaischen Union verbreiten.

Etwaige nach der Einberufung der Hauptversammlung bei der Gesellschaft eingehende
Tagesordnungserganzungsverlangen sind auf3erdem unverzuglich nach ihrem Eingang
bei der Gesellschaft Uber die Internetadresse http://www.mlp-hauptversammlung.de
zuganglich, soweit sie zu berucksichtigen sind. Sie werden den Aktionaren nach Mal3gabe
von Art. 56 SE-VO, § 50 Abs. 2 SE-AG, § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt.

Die diesem Aktionarsrecht zugrunde liegenden Regelungen der SE-Verordnung, des SE-
AG und des Aktiengesetzes lauten wie folgt:

Art. 56 SE-Verordnung [Erganzung der Tagesordnung]

"Die Erganzung der Tagesordnung fur eine Hauptversammlung durch einen oder
mehrere Punkte kann von einem oder mehreren Aktionaren beantragt werden,
sofern sein/ihr Anteil am gezeichneten Kapital mindestens 10 % betragt. Die
Verfahren und Fristen fur diesen Antrag werden nach dem einzelstaatlichen Recht
des Sitzstaats der SE oder, sofern solche Vorschriften nicht vorhanden sind, nach
der Satzung der SE festgelegt. Die Satzung oder das Recht des Sitzstaats kdnnen
unter denselben Voraussetzungen, wie sie fur Aktiengesellschaften gelten, einen
niedrigeren Prozentsatz vorsehen."

§ 50 SE-AG Einberufung und Erganzung der Tagesordnung auf Verlangen einer
Minderheit (Auszug)

"(2) Die Erganzung der Tagesordnung fur eine Hauptversammlung durch einen
oder mehrere Punkte kann von einem oder mehreren Aktionaren beantragt
werden, sofern sein oder ihr Anteil 5 Prozent des Grundkapitals oder den
anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreicht."

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug)

"(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionare, deren Anteile
zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die
Einberufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Grunde verlangen;
das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht,
die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form
und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knupfen. Die
Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor
dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie
die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands uber den Antrag halten. § 121
Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden.

(2) In gleicher Weise konnen Aktionare, deren Anteile zusammen den
zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000
Euro erreichen, verlangen, dal} Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt
und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine


http://www.mlp-hauptversammlung.de/

Begrindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne
des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei
borsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung
zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen."

2. Gegenantrage gemaR § 126 Abs. 1 AktG

Gegenantrage von Aktionaren im Sinne von § 126 AktG, die der Gesellschaft mindestens
14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag
der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis spatestens zum Ablauf, das
heit 24.00 Uhr (MESZ), des 18. Mai 2022, zugegangen sind und die die ubrigen
Voraussetzungen fur eine Pflicht der Gesellschaft zur Zuganglichmachung erfullen,
werden einschlieBlich des Namens des Aktionars, einer Begrindung und einer etwaigen
Stellungnahme der Verwaltung der Gesellschaft unverzuglich Uber die Internetseite der
Gesellschaft http://www.mlp-hauptversammlung.de zuganglich gemacht (§ 126 Abs. 1
Satz 3 AktG). Mit der genannten Pflicht korrespondiert das Recht der Aktionare, dass ihre
Gegenantrage zuganglich gemacht werden.

Nach ihrem Wortlaut geht die Regelung des § 126 AktG davon aus, dass die Pflicht zur
Zuganglichmachung bei Gegenantragen im Sinne von § 126 Abs. 1 AktG nicht nur
voraussetzt, dass der Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse fristgerecht der
Gegenantrag zugeht, sondern auch eine Begrundung des Gegenantrags. Es ist im
aktienrechtlichen Schrifttum jedoch strittig, ob diese Begrundungspflicht bei einer
borsennotierten Gesellschaft europarechtskonform ist. Aus diesem Grund wird die
Gesellschaft von der Veroffentlichung eines Gegenantrags nicht allein deshalb absehen,
weil es an einer Begriundung des Gegenantrags fehlt.

Gemal § 126 Abs. 2 AktG gibt es Grinde, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und/oder
eine Begrundung nicht Uber die Internetseite zuganglich gemacht werden massen.

Fir die Ubermittlung von Gegenantragen ist folgende Adresse mafRgeblich:

MLP SE
Investor Relations
Alte Heerstrale 40
69168 Wiesloch
E-Mail: hauptversammlung2022@mlip.de

Anderweitig adressierte Gegenantrage werden nicht berucksichtigt. Wahrend der virtuellen
Hauptversammlung konnen keine Gegenantrage gestellt werden; auch die von der
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter stehen hierfur nicht zur Verfugung. Gemafn
§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-MaRnahmengesetz gelten jedoch Antrage von Aktionaren,
die nach § 126 AktG zuganglich zu machen sind, als in der Versammlung gestellt, wenn
der den Antrag stellende Aktionar — wie in der Einberufung unter Teilnahme an der
Hauptversammlung beschrieben — ordnungsgemal} legitimiert und zur Hauptversammlung
angemeldet ist. Insoweit werden auch die von der Gesellschaft zuganglich gemachten
Gegenantrage von Aktionaren zur Abstimmung gestellt, soweit sie sich nicht anderweitig
erledigen.


http://www.mlp-hauptversammlung.de/

§ 1 Abs. 2 Satz 3 des COVID-19-Malinahmengesetzes ist nachfolgend unter Ziffer 5.
wiedergegeben.

Die diesem Aktionarsrecht zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch

bestimmen,

unter welchen Voraussetzungen von einem Zuganglichmachen von

Gegenantragen abgesehen werden kann, lauten wie folgt:

§ 126 AktG Antrage von Aktionaren

(1)

Antrage von Aktionaren einschliellich des Namens des Aktionars, der
Begrindung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in §
125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen
Voraussetzungen zuganglich zu machen, wenn der Aktionar mindestens 14
Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der
Tagesordnung mit Begrindung an die in der Einberufung hierfur mitgeteilte
Adresse Ubersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei
borsennotierten Gesellschaften hat das Zuganglichmachen udber die
Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.

Ein Gegenantrag und dessen Begrundung brauchen nicht zuganglich
gemacht zu werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zuganglichmachen strafbar machen
wurde,

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen
Beschlul® der Hauptversammlung fuhren wurde,

3. wenn die Begrundung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche
oder irreflhrende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthalt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestutzter Gegenantrag des
Aktionars bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach §
125 zuganglich gemacht worden ist,

5.  wenn derselbe Gegenantrag des Aktionars mit wesentlich gleicher
Begrindung in den letzten funf Jahren bereits zu mindestens zwei
Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zuganglich gemacht
worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste
Teil des vertretenen Grundkapitals fur ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktionar zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung
nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionar in den letzten zwei Jahren in zwei
Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht
gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.

Die Begrundung braucht nicht zuganglich gemacht zu werden, wenn sie
insgesamt mehr als 5 000 Zeichen betragt.



(3) Stellen mehrere Aktionare zu demselben Gegenstand der Beschlul3fassung
Gegenantrage, so kann der Vorstand die Gegenantrage und ihre
Begrundungen zusammenfassen."

3. Wahlvorschlage gemaR § 127 AktG

Wahlvorschlage von Aktionaren im Sinne von § 127 AktG, die der Gesellschaft unter der
nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung,
wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind,
also bis spatestens zum Ablauf, das hei3t 24.00 Uhr (MESZ), des 18. Mai 2022,
zugegangen sind und die die Ubrigen Voraussetzungen fur eine Pflicht der Gesellschaft
zur Zuganglichmachung erfullen, werden einschliellich des Namens des Aktionars, einer
Begrundung (die allerdings jedenfalls bei Wahlvorschlagen im Sinne von § 127 AktG nicht
erforderlich ist) und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung der Gesellschaft
unverzuglich uUber die Internetseite http://www.mlp-hauptversammlung.de zuganglich
gemacht. Mit der genannten Pflicht korrespondiert das Recht der Aktionare, dass ihre
Wahlvorschlage zuganglich gemacht werden.

Gemaly § 127 Satz 1 in Verbindung mit § 126 Abs. 2 AktG und § 127 Satz 3 in Verbindung
mit § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG gibt es weitere Grinde, bei deren
Vorliegen Wahlvorschlage nicht Uber die Internetseite zuganglich gemacht werden
mussen.

Fir die Ubermittlung von Wahlvorschlagen ist folgende Adresse maRgeblich:

MLP SE
Investor Relations
Alte Heerstrale 40
69168 Wiesloch
E-Mail: hauptversammlung2022@mlip.de

Anderweitig adressierte Wahlvorschlage werden nicht berucksichtigt. Wahrend der
virtuellen Hauptversammlung kdonnen keine Wahlvorschlage gestellt werden; auch die von
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter stehen hierfur nicht zur Verfugung.
Gemal § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-MalRnahmengesetz gelten jedoch Wahlvorschlage
von Aktionaren, die nach § 127 AktG zuganglich zu machen sind, als in der Versammlung
gestellt, wenn der den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionar — wie in der Einberufung
unter Teilnahme an der Hauptversammlung beschrieben — ordnungsgemal} legitimiert und
zur Hauptversammlung angemeldet ist. Insoweit werden auch die von der Gesellschaft
zuganglich gemachten Wahlvorschlage von Aktionaren zur Abstimmung gestellt, soweit
sie sich nicht anderweitig erledigen.

§ 1 Abs. 2 Satz 3 des COVID-19-Malinahmengesetzes ist nachfolgend unter Ziffer 5.
wiedergegeben.

Die diesem Aktionarsrecht zugrunde liegenden Regelungen des Aktienrechts, die auch
bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem Zuganglichmachen von
Wahlvorschlagen abgesehen werden kann, lauten wie folgt:
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§ 126 AktG Antrage von Aktionaren

"(1) Antrage von Aktionaren einschlieBlich des Namens des Aktionars, der
Begrindung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in §
125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen
Voraussetzungen zuganglich zu machen, wenn der Aktionar mindestens 14
Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der
Tagesordnung mit Begrindung an die in der Einberufung hierfur mitgeteilte
Adresse Ubersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei
borsennotierten Gesellschaften hat das Zuganglichmachen udber die
Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begrundung brauchen nicht zuganglich
gemacht zu werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zuganglichmachen strafbar machen
wurde,

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen
Beschlul® der Hauptversammlung fuhren wurde,

3. wenn die Begrindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche
oder irreflhrende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthalt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestutzter Gegenantrag des
Aktionars bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach §
125 zuganglich gemacht worden ist,

5.  wenn derselbe Gegenantrag des Aktionars mit wesentlich gleicher
Begrindung in den letzten funf Jahren bereits zu mindestens zwei
Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zuganglich gemacht
worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste
Teil des vertretenen Grundkapitals fur ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktionar zu erkennen gibt, dal} er an der Hauptversammlung
nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionar in den letzten zwei Jahren in zwei
Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht
gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.

Die Begrundung braucht nicht zuganglich gemacht zu werden, wenn sie
insgesamt mehr als 5 000 Zeichen betragt.

(3) Stellen mehrere Aktionare zu demselben Gegenstand der Beschlufl3fassung
Gegenantrage, so kann der Vorstand die Gegenantrage und ihre
Begrundungen zusammenfassen."

§ 127 AktG Wahlvorschlage von Aktionaren



"Fur den Vorschlag eines Aktionars zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von
Abschlu3prufern gilt § 126 sinngemal’. Der Wahlvorschlag braucht nicht begrindet
zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zuganglich
zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und
§ 125 Abs. 1 Satz 5 enthalt. Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionars zur
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern borsennotierter Gesellschaften, fur die das
Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder  das
Mitbestimmungserganzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen:

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2,

2. Angabe, ob der Gesamterfullung nach § 96 Absatz 2 Satz 3
widersprochen wurde und

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von
Frauen und Mannern besetzt sein mussen, um das Mindestanteilsgebot
nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfullen."

§ 124 AktG Bekanntmachung von Erganzungsverlangen; Vorschlage zur
Beschlussfassung (Auszug, Abs. 3 Satz 4)

"(3) ... Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prufern hat
deren Namen, ausgeubten Beruf und Wohnort anzugeben. ..."

§ 125 AktG Mitteilungen fur die Aktionare und an Aufsichtsratsmitglieder (Auszug, Abs. 1
Satz 5)

"(1) ... Bei borsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen
gesetzlich zu bildenden Aufsichtsraten beizufigen; Angaben zu ihrer
Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und auslandischen Kontrollgremien von
Wirtschaftsunternehmen sollen beigefuigt werden."

4. Auskunftsrecht gemaR § 131 Abs. 1 AktG

Im Falle einer Prasenzhauptversammlung nach allgemeinen Regeln kdnnen Aktionare der
Gesellschaft nach MalRgabe von § 131 AktG in der Hauptversammlung vom Vorstand
Auskunft Uber Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und geschaftlichen
Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie die Lage des
Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen verlangen,
soweit die Auskunft zur sachgemafien Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung
erforderlich ist. Mit Blick auf die unter Tagesordnungspunkt 9 anstehende
Beschlussfassung uber die Zustimmung zu einem Beherrschungsvertrag mit der RVM
GmbH erstreckt sich das Auskunftsrecht — wie § 293g Abs. 3 AktG ausdrucklich regelt —
auch alle fur den Vertragsschluss wesentlichen Angelegenheiten der RVM GmbH.

Da die Hauptversammlung am 2. Juni 2022 als virtuelle Hauptversammlung abgehalten
wird und eine physische Prasenz der Aktionare ausgeschlossen ist, konnen die Aktionare



am Ort der Hauptversammlung kein Auskunftsverlangen stellen; auch die von der
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter stehen hierfur nicht zur Verfugung. Im Falle
der virtuellen Hauptversammlung tritt daher an die Stelle des Auskunftsrechts das
Fragerecht im Wege elektronischer Kommunikation nach Mal3gabe von § 1 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3, Satz 2 COVID-19-MalRnahmengesetz.

Das Fragerecht im Wege elektronischer Kommunikation ist fur die Hauptversammlung am
2. Juni 2022 nur solchen Aktionaren eroffnet, die sich — wie in der Einberufung unter
Teilnahme an der Hauptversammlung beschrieben — ordnungsgemal® angemeldet und
legitimiert haben. Diesen Aktionaren steht es offen, Fragen in deutscher Sprache bis
spatestens einen Tag vor der Hauptversammlung, d.h. bis spatestens 24.00 Uhr (MESZ)
des 31. Mai 2022 (Dienstag) unter Nutzung des passwortgeschutzten Aktionarsportals
unter http://www.mlp-hauptversammlung.de gemal® dem dafur vorgesehenen Verfahren
einzureichen. Spater eingehende Fragen werden nicht berucksichtigt.

Der Vorstand entscheidet nach Mal3gabe von § 1 Abs. 2 COVID-19-Malinahmengesetz
nach pflichtgemalem, freiem Ermessen, wie er die Fragen beantwortet.

Der Vorstand behalt sich vor, Fragensteller im Rahmen der Fragenbeantwortung
namentlich zu nennen, sofern diese der namentlichen Nennung nicht ausdrtcklich
widersprochen haben.

§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 des COVID-19-Mallnahmengesetzes sind nachfolgend
unter Ziffer 5. wiedergegeben.

Die diesem Aktionarsrecht zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch
bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von der Erteilung von Auskunften abgesehen
werden kann, lauten wie folgt:

§ 131 AktG Auskunftsrecht des Aktionars

"(1) Jedem Aktionar ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand
Auskunft Uber Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur
sachgemalien Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich
ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und
geschaftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen
Unternehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266
Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so
kann jeder Aktionar verlangen, dass ihm in der Hauptversammlung Uber den
Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form vorgelegt wird, die er
ohne diese Erleichterungen hatte. Die Auskunftspflicht des Vorstands eines
Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der
Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht
vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf die Lage des Konzerns und der in
den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

(2) Die Auskunft hat den Grundsatzen einer gewissenhaften und getreuen
Rechenschaft zu entsprechen. Die Satzung oder die Geschaftsordnung
gemall § 129 kann den Versammlungsleiter ermachtigen, das Frage- und
Rederecht des Aktionars zeitlich angemessen zu beschranken, und Naheres
dazu bestimmen.
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Der Vorstand darf die Auskunft verweigern,

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach verniunftiger kaufmannischer
Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen
Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufugen;

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansatze oder die Hohe einzelner
Steuern bezieht;

3. Uber den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstande in der
Jahresbilanz angesetzt worden sind, und einem hoheren Wert dieser
Gegenstande, es sei denn, dal® die Hauptversammlung den
Jahresabschlul} feststellt;

4. Uber die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe
dieser Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsachlichen
Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermodgens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des
Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die
Hauptversammlung den Jahresabschluf} feststellt;

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar
machen wurde;

6. soweit bei einem Kreditinstitut, einem Finanzdienstleistungsinstitut oder
einem Wertpapierinstitut Angaben Uber angewandte Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden sowie vorgenommene Verrechnungen im
JahresabschlufR3, Lagebericht, Konzernabschluf oder
Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen;

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft Uber mindestens
sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgangig
zuganglich ist.

Aus anderen Grunden darf die Auskunft nicht verweigert werden.

Ist einem Aktionar wegen seiner Eigenschaft als Aktionar eine Auskunft
aulBerhalb der Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem
anderen Aktionar auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben,
auch wenn sie zur sachgemalen Beurteilung des Gegenstands der
Tagesordnung nicht erforderlich ist. Der Vorstand darf die Auskunft nicht
nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Satze 1 und 2 gelten nicht,
wenn ein Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs),
ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs)
oder ein assoziiertes Unternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs)
die Auskunft einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des
Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in den
Konzernabschlu® des Mutterunternehmens erteilt und die Auskunft fur
diesen Zweck benotigt wird.



(5)  Wird einem Aktionar eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dafl
seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in
die Niederschrift Uber die Verhandlung aufgenommen werden."

§ 293g AktG Durchfihrung der Hauptversammlung (Auszug, Abs. 3)

"(3) Jedem Aktionar ist auf Verlangen in der Hauptversammlung Auskunft auch
Uber alle fur den Vertragsschlul® wesentlichen Angelegenheiten des anderen
Vertragsteils zu geben."

Daruber hinaus ist der Versammlungsleiter zu verschiedenen Leitungs- und
Ordnungsmafinahmen in der Hauptversammlung berechtigt. Hierzu gehort auch die
Beschrankung des Rede- und Fragerechts. Die zugrunde liegenden Regelungen der
Satzung der Gesellschaft lauten wie folgt:

§ 18 der Satzung der MLP SE (Auszug)

"(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstande sowie die Reihenfolge, Art und Form der
Abstimmung. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der
Aktionare zeitlich angemessen beschranken; er kann insbesondere zu
Beginn oder wahrend der Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen fur
den Verlauf der Hauptversammlung, fur die Aussprache zu den einzelnen
Tagesordnungspunkten sowie fur den einzelnen Frage- und Redebeitrag
angemessen festsetzen. Daruber hinaus kann der Vorsitzende den Schluss
der Debatte anordnen, soweit dies fur eine ordnungsgemalfe Durchfuhrung
der Hauptversammlung erforderlich ist."

5. Vollstandiger Wortlaut der fur die ordentliche Hauptversammlung am 2. Juni 2022
relevanten Paragrafen des COVID-19-MaBRnahmengesetzes

§ 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften  auf  Aktien;  Europaische
Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit

"(1) Die Entscheidungen Uber die Teilnahme der Aktionare an der
Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation nach § 118
Absatz 1 Satz 2 des Aktiengesetzes (elektronische Teilnahme), die
Stimmabgabe im Wege elektronischer Kommunikation nach § 118 Absatz 2
des Aktiengesetzes (Briefwahl), die Teilnahme von Mitgliedern des
Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Tonubertragung nach § 118 Absatz 3
Satz 2 des Aktiengesetzes und die Zulassung der Bild- und Tonubertragung
nach § 118 Absatz 4 des Aktiengesetzes kann der Vorstand der Gesellschaft
auch ohne Ermachtigung durch die Satzung oder eine Geschaftsordnung
treffen.

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische
Prasenz der Aktionare oder ihrer Bevollmachtigten als virtuelle
Hauptversammlung abgehalten wird, sofern

1.  die Bild- und Tonubertragung der gesamten Versammlung erfolgt,



2. die Stimmrechtsausubung der Aktionare Uber elektronische
Kommunikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie
Vollmachtserteilung maoglich ist,

3. den Aktionaren ein Fragerecht im Wege der elektronischen
Kommunikation eingeraumt wird,

4. den Aktionaren, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeubt haben, in
Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht
auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine
Moglichkeit zum  Widerspruch gegen einen Beschluss der
Hauptversammlung eingeraumt wird.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemalem, freiem Ermessen, wie er
Fragen beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spatestens
einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation
einzureichen sind. Antrage oder Wahlvorschlage von Aktionaren, die nach
§ 126 oder § 127 des Aktiengesetzes zuganglich zu machen sind, gelten als in
der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den
Wahlvorschlag unterbreitende Aktionar ordnungsgemald legitimiert und zur
Hauptversammlung angemeldet ist.

Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des
Aktiengesetzes kann der Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung
spatestens am 21. Tag vor dem Tag der Versammlung einzuberufen.
Abweichend von § 123 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes hat sich der
Nachweis des Anteilsbesitzes bei borsennotierten Gesellschaften auf den
Beginn des zwolften Tages vor der Versammlung zu beziehen und muss bei
Inhaberaktien der Gesellschaft an die in der Einberufung hierfir mitgeteilte
Adresse bis spatestens am vierten Tag vor der Hauptversammlung zugehen,
soweit der Vorstand in der Einberufung der Hauptversammlung keine kurzere
Frist fur den Zugang des Nachweises bei der Gesellschaft vorsieht;
abweichende Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich. Im Fall der
Einberufung mit verkurzter Frist nach Satz 1 hat die Mitteilung nach § 125
Absatz 1 Satz 1 des Aktiengesetzes spatestens zwolf Tage vor der
Versammlung und die Mitteilung nach § 125 Absatz 2 des Aktiengesetzes hat
an die zu Beginn des zwolften Tages vor der Hauptversammlung im
Aktienregister Eingetragenen zu erfolgen. Abweichend von § 122 Absatz 2
des Aktiengesetzes mussen Erganzungsverlangen im vorgenannten Fall
mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft zugehen.

Abweichend von § 59 Absatz 1 des Aktiengesetzes kann der Vorstand auch
ohne Ermachtigung durch die Satzung entscheiden, einen Abschlag auf den
Bilanzgewinn nach MalRgabe von § 59 Absatz 2 des Aktiengesetzes an die
Aktionare zu zahlen. Satz 1 gilt entsprechend fur eine Abschlagszahlung auf
die Ausgleichszahlung (§ 304 des Aktiengesetzes) an aulenstehende
Aktionare im Rahmen eines Unternehmensvertrags.

Der Vorstand kann entscheiden, dass die Hauptversammlung abweichend von
§ 175 Absatz 1 Satz 2 des Aktiengesetzes innerhalb des Geschaftsjahres
stattfindet.



§7

(6)

(9)

Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absatzen 1 bis 5 bedurfen der
Zustimmung des Aufsichtsrats. Abweichend von § 108 Absatz 4 des
Aktiengesetzes kann der Aufsichtsrat den Beschluss uber die Zustimmung
ungeachtet der Regelungen in der Satzung oder der Geschéaftsordnung ohne
physische Anwesenheit der Mitglieder schriftlich, fernmuindlich oder in
vergleichbarer Weise vornehmen.

Die Anfechtung eines Beschlusses der Hauptversammlung kann unbeschadet
der Regelung in § 243 Absatz 3 Nummer 1 des Aktiengesetzes auch nicht auf
Verletzungen von § 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5, Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 4
des Aktiengesetzes, die Verletzung von Formerfordernissen fur Mitteilungen
nach § 125 des Aktiengesetzes sowie nicht auf eine Verletzung von Absatz 2
gestutzt werden, es sei denn, der Gesellschaft ist Vorsatz nachzuweisen.

Fur Unternehmen, die in der Rechtsform der Kommanditgesellschaft auf
Aktien verfasst sind, gelten die vorstehenden Absatze entsprechend. Fur eine
Europaische Gesellschaft nach der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates
vom 8. Oktober 2001 Uber das Statut der Europaischen Gesellschaft (SE)
(ABI. L 294 vom 10.11.2001, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr.
517/2013 (ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 1) geandert worden ist, gelten die
Absatze 1 bis 7 mit Ausnahme des Absatzes 5 entsprechend. In einer
Gesellschaft nach § 20 des SE-Ausfuhrungsgesetzes vom 22. Dezember
2004 (BGBI. | S. 3675), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 12.
Dezember 2019 (BGBI. | S. 2637) geandert worden ist, (Gesellschaft mit
monistischem System) trifft die Entscheidungen nach den Absatzen 1 bis 4
der Verwaltungsrat; Absatz 6 findet auf eine solche Gesellschaft keine
Anwendung.

Die Absatze 1 und 2, Absatz 3 Satz 1 und 3 sowie die Absatze 4 bis 7 sind
entsprechend auf Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit im Sinne des §
171 des Versicherungsaufsichtsgesetzes anzuwenden."

Anwendungsbestimmungen

"(1) § 1 st auf Hauptversammlungen und Abschlagszahlungen auf den

(2)

Bilanzgewinn anzuwenden, die bis einschlie3lich 31. August 2022 stattfinden.

§ 2 ist auf Gesellschafterversammlungen und -beschlisse anzuwenden, die
bis einschlielich 31. August 2022 stattfinden.

§ 3 Absatz 1 und 2 ist auf General- und Vertreterversammlungen, die bis
einschlieBlich 31. August 2022 stattfinden, § 3 Absatz 3 ist auf
Jahresabschlussfeststellungen, die bis einschlieBlich 31. August 2022
erfolgen, § 3 Absatz 4 ist auf Abschlagszahlungen, die bis einschlieRlich 31.
August 2022 stattfinden, § 3 Absatz 5 ist auf bis einschliel3lich 31. August
2022 ablaufende Bestellungen von Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedern
und § 3 Absatz 6 ist auf Sitzungen des Vorstands oder des Aufsichtsrats einer
Genossenschaft oder deren gemeinsame Sitzungen, die bis einschlief3lich 31.
August 2022 stattfinden, anzuwenden.



§8

(4) § 4 ist nur auf Anmeldungen anzuwenden, die im Jahr 2020 vorgenommen
werden.

(5) § 5 ist nur anzuwenden auf

1. bis zum Ablauf des 31. August 2022 ablaufende Bestellungen von
Vorstanden von Vereinen, Parteien und Stiftungen und von sonstigen
Vertretern in Organen und Gliederungen von Parteien sowie

2.  Versammlungen und Beschlussfassungen, die bis zum Ablauf des 31.
August 2022 stattfinden."

Verordnungsermachtigung

"Das Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Geltung der §§ 1
bis 5 gemal § 7 bis hochstens zum 31. Dezember 2021 zu verlangern, wenn dies
aufgrund fortbestehender Auswirkungen der COVID-19-Pandemie in der
Bundesrepublik Deutschland geboten erscheint.”



	Das Ergänzungsverlangen kann an folgende Adresse gerichtet werden:

